
 

EGÖD-EXEKUTIVAUSSCHUSS      6.–7. NOVEMBER 2018 

 
Dringlichkeitsentschließung der Mittelmeergruppe in Solidarität mit dem 

brasilianischen Volk und für den Schutz öffentlicher Dienste 

Angenommen auf der Tagung des EGÖD-Exekutivausschusses am  6.-7. November 

2018 in Brüssel 

Der Exekutivausschuss des EGÖD möchte auf seiner Tagung in Brüssel am 6. und 7. 

November 2018 seine Solidarität mit dem brasilianischen Volk und besonders mit den 

Gewerkschaften und ihren Kampf für den Schutz der Arbeiterklasse bekunden.  

Wir bekräftigen ebenfalls unsere feste Überzeugung, dass Demokratie sowie Arbeits-, 

Sozial- und Umweltrechte, die aufgrund der Wahl von Jair Bolsonaro zur Disposition 

gestellt werden, verteidigt werden müssen.  

Der neue Präsident Brasiliens verurteilt nicht die Militärdiktatur, die das Land mehr als 

zwei Jahrzehnte lang im Würgegriff hatte, befürwortet Folter und versucht u.a., die 

Naturschätze des Amazonas, der grünen Lunge Brasiliens, großen multinationalen 

Konzernen zu überlassen und sich dabei einzig und allein von möglichen 

wirtschaftlichen Profiten leiten zu lassen.   

Nach dem gleichen Muster beabsichtigt er, Entscheidungen zu treffen, die den von den 

Vereinten Nationen aufgestellten Kriterien zuwiderlaufen.  

Der gewählte Präsident unterstützt eine Gesetz, nach dem Landlose und Obdachlose 

mit Terroristen gleichgesetzt werden, und kriminalisiert soziale Bewegungen. Es ist 

nicht akzeptabel, dass mit dem Hinweis auf soziale Unruhen darüber gesprochen wird, 

Konflikte mit Gewalt zu lösen und den Zugang zu Waffen zu erleichtern und ihren 

Besitz zu legalisieren. 

Bolsonaro hält es für gerecht, dass Frauen geringer entlohnt werden als Männer. Er 

versucht, die LGTBI-Gemeinschaft zu kriminalisieren und zu verfolgen, und will die 

sozialen Errungenschaften beenden, die die Rechte von Minderheiten und der ärmsten 

Teile der Bevölkerung schützen. 

Die Erfolge des jahrelangen Kampfes der Gewerkschaften, der für Millionen von 

Beschäftigten im Arbeitsmarkt des Landes Perspektiven eröffnet hat, könnte durch die 

Politik und die Entscheidungen gefährdet werden, die Präsident Bolsonaro und seine 

neue Regierung planen.  

Die Ankündigung, öffentliche Institutionen abzuschaffen, bedroht die Bereitstellung 

essenzieller und qualitativ hochwertiger öffentlicher Dienste für die brasilianische 

Bevölkerung.  

Aus diesem Grund fordern wir als Europäischer Gewerkschaftsverband für den 

öffentlichen Dienst die europäischen Institutionen auf, wachsam zu sein und auf alle 

Entscheidungen zu achten, die die Rechtsstaatlichkeit und die sozialen und 

demokratischen Rechte der Bevölkerung Brasiliens gefährden können. 


